
Laissez-faire-Liberalismus 
Bezeichnung des wirtschaftlichen Liberalismus für eine extreme Ansicht, der zufolge der Staat nicht in 
das wirtschaftliche Geschehen eingreifen sollte, um so die ökonomische Entwicklung und den 
Wohlstand der Bevölkerung am besten zu fördern. Eine am Prinzip des Laissez-faire orientierte 
Wirtschaftspolitik wurde insbesondere im 19. Jahrhundert in Westeuropa betrieben. Diese extreme 
Form des Liberalismus (auch Manchesterliberalismus genannt), bei der der Staat nicht in die Wirtschaft 
eingreift, sondern lediglich die Rolle eines Beobachters einnimmt ("Nachtwächterstaat") und alles dem 
freien Spiel der wirtschaftlichen Kräfte überlässt, bewirkte zwar einerseits eine schnelle wirtschaftliche 
Aufwärtsentwicklung, führte aber andererseits auch zu Wirtschaftskrisen und zur Ausbeutung und 
Verelendung der Arbeiter.  
 
 

Ordoliberalismus 
Theoretischer Entwurf einer freiheitlichen, auf den Grundsätzen der Marktwirtschaft beruhenden 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, auch deutsche Ausgabe des Neoliberalismus genannt und eine 
der Grundlagen der sozialen Marktwirtschaft in Deutschland. Die geistigen Ursprünge gehen auf den 
deutschen Ökonomen Walter Eucken (* 1891, gestorben 1950) zurück, der zusammen mit anderen 
Nationalökonomen und Juristen in der so genannten Freiburger Schule in den 1930er-Jahren 
Grundgedanken zur Ordnung der Wirtschaft und des Wettbewerbs entwickelte. Ausgangspunkt waren 
die schlechten Erfahrungen mit dem ungebremsten Kapitalismus des 19. Jahrhunderts, was in der 
Praxis zu großer Marktmacht einzelner Unternehmen verbunden mit einer Einschränkung des 
Wettbewerbs und negativen Folgen für weite Teile der Gesellschaft führte. 
 
Nach Auffassung des Ordoliberalismus soll der Staat nicht nur die notwendigen Voraussetzungen für 
eine freiheitliche und marktwirtschaftliche Wirtschaftsordnung mit Wettbewerb schaffen, sondern 
diesen auch erhalten. Der Erhaltung und Sicherung des freien Wettbewerbs dient im Ordoliberalismus 
die Schaffung eines rechtlichen Rahmens durch den Staat. Dieser ordnungspolitische Rahmen stellt die 
freie wirtschaftliche Betätigung von Unternehmen und Haushalten sicher und soll die Entstehung von 
Marktmacht (z. B. durch Kartell- oder Monopolbildung) verhindern. Die staatliche Wirtschaftspolitik 
als Ordnungspolitik ist deshalb darauf ausgerichtet, die marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu 
sichern und gleichzeitig die gesamtwirtschaftliche Entwicklung zu verbessern.  
 
 

Neoliberalismus 
Denkrichtung des Liberalismus, die eine freiheitliche, marktwirtschaftliche Wirtschaftsordnung mit den 
entsprechenden Gestaltungsmerkmalen wie privates Eigentum an den Produktionsmitteln, freie 
Preisbildung, Wettbewerbs- und Gewerbefreiheit anstrebt, staatliche Eingriffe in die Wirtschaft jedoch 
nicht ganz ablehnt, sondern auf ein Minimum beschränken will. 
 
Die Ideen des Neoliberalismus, dessen führender Vertreter in Deutschland Walter Eucken (* 1891, 
gestorben 1950) war, basieren zum großen Teil auf den negativen Erfahrungen mit dem ungezügelten 
Liberalismus des Laissez-faire im 19. Jahrhundert, als der Staat die Wirtschaft komplett dem freien Spiel 
der Marktkräfte überließ. Staatliche Eingriffe in die Wirtschaft sind deshalb aus Sicht des 
Neoliberalismus dann gerechtfertigt und notwendig, wenn sie z. B. das Marktgeschehen fördern und 
die Bildung von Monopolen oder Kartellen verhindern, Konjunkturschwankungen ausgleichen oder 
dem sozialen Ausgleich dienen. Die deutsche Variante des Neoliberalismus wird auch als 
Ordoliberalismus bezeichnet. Die angelsächsische Variante mit ihrem Hauptvertreter Friedrich August 
von Hayek (* 1899, gestorben 1992) setzt mehr auf die Selbststeuerung der Marktwirtschaft. 
 
Die meisten Wirtschaftsordnungen der westlichen Industrienationen, so auch die soziale 
Marktwirtschaft in Deutschland, basieren heute auf den grundlegenden Prinzipien des Neoliberalismus.  
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